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§ 1 Einleitung

Laut offiziellen Angaben engagieren sich derzeit rund 30 Millionen Men­
schen in Deutschland ehrenamtlich in ihrer Freizeit.1 Mediale Aufmerk­
samkeit erlangt vor allem ehrenamtliches Engagement im Technischen 
Hilfswerk, in freiwilligen Feuerwehren oder in Sportvereinen. Unbestritten 
begleitet das Ehrenamt das tägliche Leben einer Vielzahl von Menschen 
und ist gerade die im Ehrenamt zum Ausdruck kommende Solidarität 
Einzelner besonders schätzenswert. In vielen Bereichen ermöglicht erst das 
ehrenamtliche Engagement Einzelner das gesellschaftliche Zusammenkom­
men. So darf nicht übersehen werden, dass das Ehrenamt in freiwilligen 
Feuerwehren, den Tafeln, den Pflegeeinrichtungen und vielen weiteren 
Institutionen nicht nur staatliches Handeln ersetzt bzw. verstärkt, sondern 
auch Hilfsbedürftigen dringend notwendige Unterstützung gibt. Abseits 
dieser weit verbreiteten Formen ehrenamtlichen Engagements setzt auch 
die funktionale Selbstverwaltung auf das Engagement ehrenamtlich Tätiger. 
Zu Unrecht liegt das Scheinwerferlicht – was mediale Aufmerksamkeit 
angeht – nicht auf dieser Form des ehrenamtlichen Engagements. Gerade 
in diesem Bereich organisieren sich ganze Wirtschafts- und Berufszweige 
durch ehrenamtliches Engagement selbst und können so ihre Interessen 
gegenüber Staat, Politik und Gesellschaft darlegen. Beachtet man dazu, dass 
in der funktionalen Selbstverwaltung das Ehrenamt auch im Rahmen der 
jeweiligen Abschlussprüfung eines Auszubildenden eine hohe Rolle spielt, 
erscheint die Bedeutung ehrenamtlichen Engagements nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund der Berufsfreiheit in einem ganz besonderen Licht. Die 
vorliegende Arbeit möchte das Scheinwerferlicht daher auf diesen Bereich 
des ehrenamtlichen Engagements richten.

1 Vgl. Simonson ua, Freiwilliges Engagement in Deutschland, S. 4 abrufbar unter: https:/
/www.bmfsfj.de/resource/blob/176836/7dffa0b4816c6c652fec8b9eff5450b6/frewillige
s-engagement-in-deutschland-fuenfter-freiwilligensurvey-data.pdf (zuletzt aufgerufen 
am 10. Februar 2023).
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A. Stellenwert des Ehrenamtes und Problemstellung

Dem Ehrenamt mangelt es nicht an Facettenreichtum. Ehrenamtliches En­
gagement findet sich in Vereinen, Verbänden, Kirchen und sonstigen reli­
giösen Institutionen sowie in kommunalen oder staatlichen Einrichtungen.2 
Ohne ein ehrenamtliches Engagement wären viele dieser Institutionen gar 
nicht existenzfähig. Welchen Stellenwert das Ehrenamt in Deutschland hat, 
zeigt die im Jahr 2020 neu gegründete „Deutsche Stiftung für Engagement 
und Ehrenamt“. Diese hat sich das Ziel gesetzt, v.a. das Ehrenamt im ländli­
chen Bereich zu fördern, um dort das Miteinander und die Lebensqualität 
zu stärken.3

Losgelöst von diesen das gesamtgesellschaftliche Ehrenamt betreffenden 
Aspekten ist bereits angeklungen, dass auch das ehrenamtliche Engagement 
in der funktionalen Selbstverwaltung von zentraler Bedeutung ist. Beson­
ders bemerkenswert ist dabei ein das Ehrenamt umgebendes Paradoxon: 
Heutzutage weisen eine Vielzahl von Gesetzen, Verträgen und anderen 
Abkommen unzählige Seiten mit detaillierten Regeln zu den Rechten und 
Pflichten für jedweden denkbaren Lebenssachverhalt auf. Das Ehrenamt 
hingegen kommt bis heute – trotz seiner vielen Facetten und seiner Be­
deutung als täglicher Begleiter gesellschaftlichen Lebens – mit wenigen 
Normierungen aus. Scheinbar ist auf die einzelnen Personen, die sich eh­
renamtlich engagieren, stets Verlass, ohne ihnen über Seiten hinweg erklä­
ren zu müssen, wie sie sich zu verhalten hätten. Insbesondere das hier zu 
betrachtende Ehrenamt in der funktionalen Selbstverwaltung regelt kaum 
Rechte und Pflichten der ehrenamtlich Tätigen. Trotzdem hat sich die 
funktionale Selbstverwaltung über Jahrzehnte hinweg als funktionsfähig 
erwiesen. Dieses System der „fehlenden Normierungen“ stößt allerdings 
immer dann an seine Grenzen, wenn der einzelne Engagierte nicht mehr 
die Motivation aufbringen kann oder möchte, die notwendig ist, um den 
Aufgaben aus dem Ehrenamt nachzugehen. Spätestens dann besteht Un­
klarheit in Bezug auf die Rechte und insbesondere die Pflichten des ehren­
amtlich Tätigen. Insoweit ist zu klären, ob Entschädigungsansprüche beste­
hen, das Amt einfach niedergelegt werden kann, oder ob und inwieweit 

2 Hierzu Die Bundesregierung, Ehrenamtliches Engagement gehört zum Alltag, 14. April 
2016, abrufbar unter: https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/ehrenamtlic
hes-engagement-gehoert-zum-alltag-387050 (zuletzt aufgerufen am 10. Februar 2023).

3 Vgl. dazu die Homepage der Deutschen Stiftung für Engagement und Ehrenamt, abruf­
bar unter: https://www.deutsche-stiftung-engagement-und-ehrenamt.de/stiftung/ 
(zuletzt aufgerufen am 10. Februar 2023); jüngst Kluth, NVwZ 2022, S. 1159 (1165).
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auch für ehrenamtlich Tätige Amtsausübungs-, Teilnahme-, Treue- oder 
Verschwiegenheitspflichten gelten. Die funktionale Selbstverwaltung und 
der ehrenamtlich Tätige brauchen – insbesondere vor dem Hintergrund 
des hohen Stellenwertes des Ehrenamtes – Rechtssicherheit beim Umgang 
miteinander. Dadurch kann das Ehrenamt nur gestärkt werden.

B. Literaturstand

Die bisher vorhandene Literatur zum konkreten Thema ist gering bis über­
schaubar. Lediglich aus dem zivilrechtlichen Bereich gibt es eine Arbeit, die 
sich u.a. mit dem Ehrenamt im Prüfungswesen aus arbeitsrechtlicher Sicht 
beschäftigt und den Rechtsrahmen des ehrenamtlich Tätigen erläutert.4 Im 
Gegensatz dazu finden sich zum Thema der „Selbstverwaltung“ zahlreiche 
und vor allem umfangreiche Ausführungen.5 Eine ausführliche Darstellung 
zu Verfahrensvorschriften auch in Selbstverwaltungseinrichtungen findet 
sich bei Thomas Groß, Das Kollegialprinzip in der Verwaltungsorganisati­
on, 1999. Was die Synergie aus Ehrenamt und funktionaler Selbstverwal­
tung angeht, finden sich die meisten Ausführungen zu Fragen der Sozial­
versicherungspflicht6 sowie zu Organisationsfragen7. Die fehlende Ausein­
andersetzung mit dem hier zu erörternden Themenkomplex (dem einzel­
nen ehrenamtlich Tätigen und seinem Verhältnis zur Körperschaft) bedingt 
einen Rückgriff auf allgemeine Literatur und rechtsgebietsübergreifende 
Erkenntnisse. Die Arbeit knüpft daher an solche Ausführungen an, die 
zum Verfassungs-, Verwaltungsverfahrens- und Kommunalrecht entwickelt 
wurden.

C. Gegenstand, Gang, Ziel und Methode der Untersuchung

Der Gegenstand der Untersuchung ist das Ehrenamt in der funktionalen 
Selbstverwaltung, ohne die akademische und soziale Selbstverwaltung. Im 

4 Vgl. Ley, Ehrenamtliches Engagement aus arbeitsrechtlicher Sicht – Definition, Ab­
grenzung und Kernprobleme, 2018.

5 Zu nennen sind hier beispielsweise die Habilitationsschriften von Winfried Kluth, 
Funktionale Selbstverwaltung, 1997 und Martin Will, Selbstverwaltung der Wirtschaft, 
2010.

6 Vgl. dazu beispielsweise Breidenbach, in: JbdKr 2009, S. 53 ff.; ders., in: JbdKr 2016, 
S. 77 ff.; Kluth, GewArch 2018, S. 401 ff.

7 Vgl. dazu beispielsweise Will, Selbstverwaltung, S. 394 ff., 643 ff.; speziell zum Hand­
werk Peifer, Handwerksrecht, Rn. 65 ff.
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Kern behandelt die Arbeit die Selbstverwaltung im Bereich des Handwerks, 
nimmt aber insbesondere in den ersten beiden Teilen Bezug auf weitere 
Teile der funktionalen Selbstverwaltung, namentlich den Bereichen der 
Industrie- und Handelskammer sowie der freien Berufe, wie etwa den Steu­
erberater- oder Wirtschaftsprüferkammern. Insbesondere allgemeine Erwä­
gungen zur funktionalen Selbstverwaltung sind durch die Inbezugnahme 
dieser Bereiche aufzuzeigen. Im Fokus steht die einzelne Person, die ein 
Ehrenamt ausübt und die Frage, welche Rechte und Pflichten dabei gelten. 
Der dritte Teil widmet sich den Mitgliedern von Vollversammlungen, Vor­
ständen und Ausschüssen der Handwerkskammern, Innungen und Kreis­
handwerkerschaften sowie den Mitgliedern des Prüfungswesens. Es werden 
nur solche Rechte und Pflichten erörtert, die in Zusammenhang mit dem 
Ehrenamt stehen. Behandelt wird ferner nur die Rechtsbeziehung zwischen 
der juristischen Person und dem ehrenamtlich Tätigen. Die Wahl in eines 
der Gremien, die Entstehung der Körperschaften oder der Geschäftsgang in 
den Gremien und damit zusammenhängende Fragen in Bezug auf Rechte 
oder Pflichten Einzelner werden nicht erörtert. Zudem ist der Themen­
komplex der Sozialversicherungspflichtigkeit auszuklammern.

Der Frage nach den Rechten und Pflichten der Tätigen ist sich zu 
nähern, indem zunächst das Konzept der Selbstverwaltung und der Be­
griff des Ehrenamtes erörtert wird. Danach wird dargestellt, wie sich die 
funktionale Selbstverwaltung und insbesondere die Handwerksorganisati­
on zusammensetzt und wer ehrenamtlich tätig wird. Schließlich ist ein Ver­
gleich mit anderen Rechtsbereichen vorzunehmen, um zu ermitteln, welche 
Rechtsgebiete als Vergleichsmaßstab für das Ehrenamt taugen. Ziel dieses 
ersten Teils ist es, insbesondere herauszuarbeiten, dass Selbstverwaltung 
und Ehrenamt ihrer Konstruktion, geschichtlichen Entwicklung und der 
gesetzgeberischen Intention nach darauf ausgerichtet sind, den Einzelnen 
zu verpflichten, eine bestimmte Aufgabe auszuführen.

Der zweite Teil ordnet den ehrenamtlich Tätigen in Bezug auf seine ver­
fassungs- und verwaltungsrechtliche Stellung ein. Der verfassungsrechtliche 
Teil widmet sich der Frage nach der Grundrechtsfähigkeit des ehrenamt­
lich Tätigen als Mitglied einer Körperschaft des öffentlichen Rechts. Das 
Verwaltungsverfahrensrecht ist zu untersuchen, um zu ermitteln, ob dieses 
in den §§ 81 ff. VwVfG allgemeine Rechtsgedanken zum Ehrenamt enthält, 
die auf andere Rechtsbereiche übertragen werden können. Der erste sowie 
der zweite Teil dienen gemeinsam dazu, systematisch darzulegen, welche 
Rechte und Pflichten für ehrenamtlich Tätige zu diskutieren sind und 
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welche Rechtsgrundlagen sich eignen, um Lücken im spezielleren Recht 
zu schließen.

Der dritte Teil widmet sich auf Basis der beiden vorherigen Teile den 
konkreten Rechten und Pflichten der ehrenamtlichen Organmitglieder in 
den Versammlungen, Vorständen und Ausschüssen der Handwerkskam­
mern, Innungen und Kreishandwerkerschaften einerseits sowie den Rech­
ten und Pflichten der ehrenamtlich Tätigen im Prüfungswesen andererseits. 
Die Trennung ist zum einen notwendig, um der praktischen Bedeutung 
des Prüfungswesens gerecht zu werden und zum anderen dem Umstand 
geschuldet, dass sich zum Teil unterschiedliche Fragenkomplexe stellen. 
Methodisch steht für die Analyse der Rechte und Pflichten nicht nur die 
Frage nach der Übertragbarkeit der Ergebnisse der vorherigen Teile in 
Rede, sondern auch ein Vergleich mit anderen Selbstverwaltungseinheiten.

Der vierte und letzte Teil fragt nach den Möglichkeiten, das Ehrenamt 
im Handwerk zu stärken. Dabei steht weniger eine rechtliche Bewertung 
als vielmehr eine an den Wünschen der ehrenamtlich Tätigen orientierte 
Betrachtung im Fokus. Abgeschlossen wird die Arbeit mit der Zusammen­
fassung der wesentlichen Ergebnisse. Anzumerken bleibt, dass die Arbeit 
aufgrund der Vielzahl an Fragestellungen freilich nicht vollständig sein 
kann.

Das Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die Rechtssicherheit des Ehren­
amtes in der funktionalen Selbstverwaltung zu erhöhen. Die funktionale 
Selbstverwaltung verzichtet größtenteils auf die Normierung von Rech­
ten und Pflichten ehrenamtlich Tätiger. Die verfassungs- und verwaltungs­
rechtliche Beschreibung des Rechtsrahmens zwischen dem ehrenamtlich 
Tätigen und der jeweiligen Körperschaft soll dazu führen, dass sowohl die 
Körperschaft als auch der ehrenamtlich Tätige Klarheit über die Rechtsbe­
ziehung zueinander erlangen. Die Grundlagen der Selbstverwaltung sowie 
die darzustellenden Rechte und Pflichten sollen dem ehrenamtlich Tätigen 
zum einen seine Verantwortung innerhalb der Organisation veranschauli­
chen, ihm aber zum anderen auch aufzeigen, wie viel er tatsächlich mitge­
stalten kann und welches Potenzial damit ein ehrenamtliches Engagement 
birgt. Für die Körperschaft sollen die Ausführungen aufzeigen, dass eine In­
anspruchnahme des ehrenamtlich Tätigen bestimmten Grenzen unterliegt. 
Die Arbeit bietet durch das Aufzeigen der rechtlichen Rahmenbedingun­
gen die Möglichkeit, die Kommunikation untereinander zu stärken. Die 
Grundlagen der Selbstverwaltung, einzelne Rechte wie etwa das Entschädi­
gungsrecht, aber auch Pflichten wie die Mandatsausübungspflicht zeigen 
den Parteien, was sie gegenseitig voneinander verlangen können. Die Arbeit 
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verfolgt damit auch das Ziel, das „Recht des Ehrenamtes“ (weiter) zu er­
schließen. Schließlich soll die Arbeit Ansätze aufzeigen, wie das Ehrenamt 
gestärkt werden kann, um den notwendigen Nachwuchs zu gewinnen.
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